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den Bedarf des Arbeitsmarkts abzu-
stimmen. So erhalte Europa ein her-
vorragendes, bisher fehlendes In-
strument, um mit Partnerländern
bei allen Aspekten der Migration zu-
sammenzuarbeiten, heißt es von-
seiten der EU.

Eine Fachkraft, die es schon ge-
schafft hat, ist Quendrim Rrafshi.
Am Rems-Murr-Klinikum ist er In-
tensivpfleger, lebt in einer Klinik-
wohnung. Schon als Kind habe er
Menschen helfen wollen, sagt Rrafs-
hi. Krankenpflege ist hoch angese-
hen im südlichen Balkan, auch weil
viele Angehörige zu Hause pflegen.
Die Grundausbildung läuft parallel
mit den Medizinern. Rrafshi absol-
vierte in Prizren erfolgreich die me-
dizinische Hochschule, arbeitete als
Rettungssanitäter und in der Not-
aufnahme.

„Die Formalitäten könnten
schneller gehen“

„Ich bin glücklich in Deutschland!“
Ihn habe das moderne Gesund-
heitswesen gereizt – in seiner Hei-
mat Kosovo gibt es wenige Kliniken
und kaum Arbeit. Den Weg in die EU
hätte er – trotz Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz – nur schwer ge-
schafft. Lange Schlangen vor der
deutschen Botschaft, Jahre, bis das
Visum kommt.

Dabei hilft ihm die Initiative „Nur
mit Euch“. „Die Formalitäten könn-
ten schneller gehen“, meint Kreis.
Und wenn die jungen Menschen
dann endlich höchst legal im Bus
Richtung Deutschland säßen, kön-
ne es sein, dass beim EU-Eintritt
Zöllner Scheine im Pass erwarteten.
„Ich habe das erlebt, bin einge-
schritten“, so Kreis. „Wir müssen
gegen Bürokratie und Korruption
vorgehen.“

cher Amtsstube noch nicht ange-
kommen“, so Kreis.

Die Europäische Kommission
startete im Juni Fachkräftepartner-
schaften. Mit dieser „Schlüsselini-
tiative im neuen Migrations- und
Asylpakets“ sollen Fachkräfteman-
gel in der Europäischen Union ab-
gebaut, Partnerschaften mit Dritt-
staaten für Migration gestärkt wer-
den. „Unser strategisches Ziel sollte
darin bestehen, die irreguläre Mi-
gration durch legale Zuwande-
rungsmöglichkeiten zu ersetzen“,
so EU-Innenkommissarin Ylva Jo-
hansson. „Wir brauchen legale Mi-
gration, denn die Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter in Europa
nimmt ab, und viele wichtige Sekto-
ren, wie das Gesundheitswesen und
die Landwirtschaft, sind von Fach-
kräftemangel betroffen.“

Fachkräftepartnerschaften wür-
den dazu beitragen, die Fähigkeiten
der Menschen, die für eine Arbeit in
Europa in Betracht kommen, auf

Personalmangel
in der Pflege EU unterstützt Integration von

Fachkräften aus Drittstaaten
In deutschen Kliniken und Al-
tenheimen fehlt es an Pflegen-
den – und das nicht erst seit Co-
rona. Das EU-Projekt „Nur mit
Euch“ soll nun dafür sorgen,
dass nicht nur Fachkräfte in
Drittstaaten rekrutiert, sondern
auch nachhaltig integriert wer-
den. Wie das geht, zeigt eine
Agentur aus Gerlingen.

Von Petra Mostbacher-Dix

STUTTGART. „Personalmangel ist
die größte Herausforderung für die
Zukunft.“ Ein Satz, der auch beim
Krankenhausgipfel in dieser Woche
oft fiel. „Der Pflegenotstand ist real“,
bestätigt Marc Nickel, Geschäftsfüh-
rer der Rems-Murr-Kliniken Win-
nenden und Schorndorf. „Je nach
Blickwinkel spricht die Bertelsmann
Stiftung von circa 500 000 Pflege-
kräften, die bis 2030 fehlen.“ Der
Konkurrenzkampf zwischen Klini-
ken und Pflegeheimen sei immens,
im lokalen Arbeitsmarkt seien kaum
Pflegekräfte zu finden.

Längst suchen Krankenhäuser
und Pflegeheime Fachkräfte jen-
seits der EU – mit Agenturen. Die
Becon aus Gerlingen (Landkreis
Ludwigsburg) etwa ist spezialisiert
auf die Vermittlung von medizini-
schem Personal, rekrutiert Pflege-
fachkräfte aus Drittstaaten, qualifi-
ziert sie für den Einsatz in deut-
schen Einrichtungen.

Europäische Union unterstützt
Initiative „Nur mit euch“

Ihre Initiative „Nur mit Euch – Pro-
jekt zur nachhaltigen Integration
von Pflegekräften in Deutschland“
wird vom Asyl-, Migrations- und In-
tegrationsfonds der Europäischen
Union kofinanziert. „Die deutsche
Aufnahmegesellschaft muss für die
Situation von Pflegekräften sensibi-
lisiert werden, die zum Arbeiten in
Krankenhäusern und Gesundheits-
einrichtungen kommen“, sagt Ge-
schäftsführer Wolfgang Kreis. Die
Agentur hat Schulen in verschiede-
nen Ländern, auf dem Balkan in Ser-

bien, Montenegro, Kosovo und Al-
banien, im Iran, in Mexiko und Ko-
lumbien sind sie im Aufbau. „Wir
bilden die Pflegekräfte in den Her-
kunftsländern in Deutsch aus, in
Sprachschulen machen sie ein
B2-Deutsch-Zertifikat.“

Die EU-Ausschreibung gewann
Becon, weil es zusätzlich ein Inte-
grationsprogramm auflegte. „Man
darf Pflegekräfte nicht alleine las-

sen. Wir begleiten sie, haben in den
Kliniken ein Büro mit Sprechstun-
den für ihre Nöte und Sorgen.“

Um wiederum die deutsche Ge-
sellschaft vorzubereiten, gibt es An-
gehörigenabende und Vorträge in
Altenpflegeheimen und Kranken-
häuser, aber auch Netzwerkbildun-
gen zwischen den Behörden. „Die
neuen Gesetze, etwa das Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz, ist in man-

Pflegekräfte aus Drittstaaten rekrutieren und integrieren: Das ist das Ziel einer Initiative, die die EU unterstützt. FOTO: NUR MIT EUCH/MELLENTHIN

Pro Jahr werden in Baden-Württemberg fast
3000 Fußballfelder an Fläche verbraucht
Grün-Schwarz hält an Nettonull bei Flächenverbrauch fest und will nicht benötigte Infrastruktur zurückbauen

STUTTGART. Das Ziel ist wieder
einmal hochgesteckt: In ihrem Ko-
alitionsvertrag versprechen Grüne
und CDU an der „Netto-Null beim
Flächenverbrauch festzuhalten“.
Unter anderem soll bestehende,
nicht mehr benötigte Infrastruktur
zurückgebaut werden.

Die Netto-Null ist nach den Zah-
len aus dem Statistischen Landes-
amt gegenwärtig unerreicht. Täg-
lich werden durchschnittlich 4,8
Hektar für neue Wohngebäude, In-
dustrie- und Gewerbeflächen sowie
für den Verkehr benötigt. Der lang-
jährige Durchschnitt liegt bei 5,2
Hektar. In absoluten Zahlen sind
523 697 Hektar oder 14,6 Prozent in
Baden-Württemberg von Sied-
lungs- und Verkehrsflächen be-
deckt, umgerechnet fast 3000 Fuß-
ballfelder mehr als im Jahr davor.

Logistikkonzept für Handwerk- und
Einzelhandel geplant

Seit Langem wird über die Versiege-
lung des Landes diskutiert und da-
rüber, wie die Netto-Null im Flä-
chenverbrauch erreicht werden
kann. Schon vor 15 Jahren hatte sich
Ministerpräsident Günther Oettin-
ger (CDU) dieser Vorgabe verschrie-
ben. Tatsächlich konnte Umwelt-
ministerin Tanja Gönner (CDU)
2010 zumindest ein damaliges „Re-

kordtief“ vermelden, als die Zahl Fi-
nanzkrisen-bedingt auf rund sieben
Hektar pro Tag zurückging. „Am
Ende beeinträchtigt eine Zersied-
lung von Kultur- und Naturland-
schaften die Lebensqualität der
Menschen und wirkt sich negativ
auf die Attraktivität der Regionen
aus“, sagte Gönner damals.

Inzwischen wird das Thema ver-
stärkt im Zusammenhang mit den
heißer werdenden Sommern und
sich aufheizenden Flächen disku-
tiert. Die neue Landesregierung will
auch dank Digitalisierung und neu-

em Logistikkonzept für Handwerk-
und Einzelhandel der Netto-Null
abermals näher kommen. In Mo-
dellregionen soll gezeigt werden,
wie zum Beispiel mit Online-Markt-
plätzen der Flächenverbrauch re-
duziert werden kann.

Ein anderes zentrales Anliegen
des Koalitionsvertrags verlangt, alle
Bemühungen zusätzlich zu verstär-
ken. Für die Energiewende, vor al-
lem für Windkraft- und
Photovoltaikanlagen, sollen neue
Flächen zur Verfügung gestellt wer-
den, etwa im Staatswald und ent-

lang von Autobahnen. „Wir befür-
worten“, heißt es im Vertrag, „dass
Ausgleichmaßnahmen für Freiflä-
chen-PV-Anlagen innerhalb des
Areals oder zumindest ohne zusätz-
lichen Flächenverbrauch realisiert
werden können.“ Auf harte Vorga-
ben wurde bisher jedoch verzichtet.

Bauernpräsident beklagt Druck
auf landwirtschaftliche Flächen

Landesbauernpräsident Joachim
Rukwied argumentiert zudem von
einer anderen Warte aus, denn er
sieht durch die Natur- und Umwelt-
politik der grün-schwarzen Landes-
regierung zu viel Druck auf bäuerli-
che Flächen. Deshalb gebe es Punk-
te im Vertrag, „die Nachbesserungs-
bedarf, die Erweiterungsbedarf ha-
ben“, sagt Rukwied. Der Flächen-
druck nehme nicht nur durch den
Ausbau von Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen zu, sondern auch
durch Ausgleichsmaßnahmen für
den Naturschutz oder die Auswei-
sung neuer Schutzgebiete.

Und gerade die vom Land stark
geförderte Photovoltaik und Wind-
energie „bedürfen am Ende land-
wirtschaftlicher Fläche“. Das beein-
trächtige vor allem die kleinstruktu-
rierte Landwirtschaft und schränke
die Produktion von regionalen Le-
bensmitteln ein. (bjhw)

Täglich werden im Südwesten durchschnittlich 4,8 Hektar für neue Wohngebäude,
Industrie- und Gewerbeflächen sowie für den Verkehr benötigt. FOTO: STAPELFELDT

EU hat sich bei E-Autos
laut Forschern verrechnet
Wissenschaftler schreiben Brief an EU-Kommission

STUTTGART. Die Politik hat sich
aus Sicht von 170 internationalen
Forschern mit Blick auf Elektroau-
tos verrechnet. „Die Zahlen sugge-
rieren ein Einsparpotenzial, das wir
nicht haben“, sagte Thomas Koch,
Professor am Karlsruher Institut für
Technologie, der Deutschen Pres-
se-Agentur. Der Strommix sei
falsch berechnet worden. In einem
offenen Brief an die EU-Kommissi-
on teilten die Forscher ihre Beden-
ken mit. Die EU arbeitet derzeit an
strengeren CO2-Vorgaben für neu
zugelassenen Autos.

Nach Ländern ist Deutschland
mit 250 000 zugelassenen E-Autos
bis Ende Mai zweitgrößter Markt
der Welt. Einen verbindlichen Ter-
min für das Ende des Verbrenners
wollen die Autobauer aber nicht
festlegen. Zu unterschiedlich sind
ihnen die Märkte und die Wünsche
der Kunden, aber auch politische
Vorgaben. Dazu kommt die Lade-
infrastruktur, die in vielen Ländern,
auch in Europa, fehlt.

Mit Strom aus Kohle oder Öl sehe
er keinen großen Sinn in der Um-
stellung auf E-Antriebe, sagte VW-
Chef Herbert Diess kürzlich. „Ein
moderner Diesel ist klimafreundli-
cher als ein Elektrofahrzeug, das
mit Kohlestrom geladen wird“, sag-
te BMW-Chef Oliver Zipse einem
Medienbericht zufolge. Er habe

„große Sorge“, ob es genug Öko-
strom geben werde.

Die EU-Kommission geht bei ih-
ren Vorgaben davon aus, dass der
Strom mit dem Ausbau von Wind-
und Solaranlagen sauberer werden
wird. Nein, sagen die Forscher.
Denn der Strombedarf werde stei-
gen und dann stimme die gesamte
Rechnung nicht mehr.

„Die AfD sagt schon seit Langem,
dass die EU mit falschen Werten
rechnet und dass moderne Ver-
brennermotoren, insbesondere
wenn sie mit Öko-Treibstoffen be-
trieben werden, in der Gesamtbe-
trachtung umweltfreundlicher sind
als E-Autos“, teilte der Abgeordnete
Emil Sänze dazu mit.

Bedenken gibt es auch mit Blick
auf die Brandgefahr: Diese Woche
sind zwei E-Fahrzeuge der Post im
Kreis Breisgau-Hochschwarzwald
zerstört worden. Die Löscharbeiten
gestalteten sich schwierig: Nach
dem ersten Ablöschen wurden sie
mit einem Kran in einen Container
geladen, der mit Wasser geflutet
wurde. Darin mussten die Fahrzeu-
ge bleiben, um eine erneute Ent-
zündung zu vermeiden. (sta/lsw)

MEHR ZUM THEMA
Den offenen Brief finden Sie unter:
https://iastec.org/open-letter-2

Kurz notiert

86 Millionen Euro zusätzlich
von der EU

STUTTGART. Um die Folgen der
Pandemie bewältigen zu können,
bekommt das Land 86 Millionen
Euro von der EU. Das Geld werde
in strategisch wichtigen Bereichen
eingesetzt, um Impulse für Nach-
haltigkeit zu setzen, die Digitali-
sierung voranzubringen und In-
vestitionen in der Wirtschaft zu er-
möglichen,teilte das Ministerium
für Ernährung, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz mit. (sta)

Steigen die Inzidenzen, gilt
an Schulen Maskenpflicht

STUTTGART. Die Sieben-Tage-
Inzidenzen im Land sinken. Soll-
ten die Infektionszahlen aber wie-
der steigen, will die Landesregie-
rung die Maskenpflicht an Schu-
len erneut einführen. Das kündig-
te Ministerpräsident Winfried
Kretschmann (Grüne) an. Die Del-
ta-Variante des Coronavirus müs-
se man beobachten. (sta)

Land unterstützt Unikliniken
mit 100 Millionen Euro

STUTTGART. Das Land unter-
stützt die Universitätskliniken in
Freiburg, Heidelberg, Tübingen
und Ulm wegen der Corona-Krise
mit weiteren Finanzmitteln. Für
2020 werde ein Zuschuss in Höhe
von rund 100 Millionen Euro ge-
währt, wie das Wissenschaftsmi-
nisterium diese Woche mitteilte.
Damit sollen die wirtschaftlichen
Folgen der Pandemie gemindert
sowie der Betrieb der Kliniken si-
chergestellt werden. (sta)

Das Land kündigt weitere Hilfen für die
Unikliniken an. FOTO: DPA/PHILIPP VON DITFURTH


